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W114 2114099-1/3E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Bernhard DITZ als Einzelrichter tber die Beschwerde von
XXXX, XXXX XXXX, BNr. XXXX, vom 12.02.2014 gegen den Bescheid des Vorstandes fiir den GB Il der Agrarmarkt Austria,
Dresdner StralRe 70, 1200 Wien vom 29.01.2014, AZ Il/7-EBP/11-120844769, betreffend die Einheitliche Betriebspramie
2011 zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Bernhard DITZ als Einzelrichter Uber
die Beschwerde von rémisch 40 , rémisch 40 romisch 40 , BNr. romisch 40 , vom 12.02.2014 gegen den Bescheid des
Vorstandes fir den GB romisch zwei der Agrarmarkt Austria, Dresdner Strafl3e 70, 1200 Wien vom 29.01.2014, AZ 11/7-
EBP/11-120844769, betreffend die Einheitliche Betriebspramie 2011 zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird gemald 8 28 Abs. 2 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) abgewiesenDie Beschwerde
wird gemald Paragraph 28, Absatz 2, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG) abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssigDie Revision ist gemal} Artikel
133, Absatz 4, Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Text
ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:
I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

1. Am 14.03.2011 stellte XXXX, XXXX, XXXX, BNr. XXXX (im Weiteren: Beschwerdeflhrer oder BF) einen Mehrfachantrag-
Flachen fur das Antragsjahr 2011 und beantragte u.a. die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie (EBP) fur das
Antragsjahr 2011 fir in den Beilagen Flachenbogen 2011 und Flachennutzung 2011 naher konkretisierten Flachen.1.
Am 14.03.2011 stellte rémisch 40, romisch 40, romisch 40, BNr. romisch 40 (im Weiteren: Beschwerdeflihrer oder BF)
einen Mehrfachantrag-Flachen fir das Antragsjahr 2011 und beantragte u.a. die Gewdhrung der Einheitlichen
Betriebspramie (EBP) fir das Antragsjahr 2011 fur in den Beilagen Flachenbogen 2011 und Flachennutzung 2011 naher
konkretisierten Flachen.

2. Der Beschwerdefuhrer war im Antragsjahr 2011 Auftreiber auf die AlIm mit der BNr. XXXX (im Weiteren: XXXX), fur die
von deren Almbewirtschafterin am 07.04.2011 ein entsprechender Mehrfachantrag-Flachen fur das Jahr 2011 gestellt
wurde. Dabei wurde in der Beilage Flachennutzung 2011 fir die XXXX 223,11 ha Almfutterflache angegeben.2. Der
Beschwerdefihrer war im Antragsjahr 2011 Auftreiber auf die AlIm mit der BNr. rémisch 40 (im Weiteren: rémisch 40 ),
far die von deren Almbewirtschafterin am 07.04.2011 ein entsprechender Mehrfachantrag-Flachen far das Jahr 2011
gestellt wurde. Dabei wurde in der Beilage Flachennutzung 2011 fir die rémisch 40 223,11 ha Almfutterflache

angegeben.

3. Mit Bescheid des Vorstandes fur den GB Il der Agrarmarkt Austria, Dresdner Stral3e 70, 1200 Wien (im Weiteren:
AMA) vom 30.12.2011, AZ 11/7-EBP/11-115963295, wurde dem Beschwerdefuhrer fir das Antragsjahr 2011 eine EBP in
Héhe von EUR XXXX gewahrt. Dabei wurde von einer beantragten anteiligen Almfutterflaiche von 26,42 ha
ausgegangen. Die berlcksichtigte anteilige Almfutterflache entsprach der Beantragten. Dieser Bescheid wurde nicht
angefochten.3. Mit Bescheid des Vorstandes fur den GB romisch zwei der Agrarmarkt Austria, Dresdner StralRe 70,
1200 Wien (im Weiteren: AMA) vom 30.12.2011, AZ II/7-EBP/11-115963295, wurde dem Beschwerdeflhrer flr das
Antragsjahr 2011 eine EBP in H6he von EUR rémisch 40 gewdhrt. Dabei wurde von einer beantragten anteiligen
Almfutterflache von 26,42 ha ausgegangen. Die berlcksichtigte anteilige Almfutterflache entsprach der Beantragten.
Dieser Bescheid wurde nicht angefochten.

4. Am 20.08.2012 fand auf der XXXX eine Vor-Ort-Kontrolle durch die AMA statt. Dabei wurde fur das Antragsjahr 2011
statt einer beantragten Almfutterflaiche im Ausmall von 223,11 ha nur eine solche im Ausmall von 193,41 ha
festgestellt. Das Ergebnis dieser Vor-Ort-Kontrolle wurde der Agrargemeinschaft XXXX mit Schreiben vom 04.09.2012,
AZ GB |/TPD/117812325, zum Parteiengehdr Ubermittelt. Der Obmann der die XXXX bewirtschaftenden
Agrargemeinschaft, der bei der Vor-Ort-Kontrolle auch anwesend war und auch Auskunfte erteilt hat, hat -
offensichtlich das Kontrollergebnis anerkennend zur Kenntnis nehmend - zum Kontrollbericht keine Stellungnahme



abgegeben.4. Am 20.08.2012 fand auf der rémisch 40 eine Vor-Ort-Kontrolle durch die AMA statt. Dabei wurde fur das
Antragsjahr 2011 statt einer beantragten Almfutterflache im Ausmald von 223,11 ha nur eine solche im Ausmal3 von
193,41 ha festgestellt. Das Ergebnis dieser Vor-Ort-Kontrolle wurde der Agrargemeinschaft romisch 40 mit Schreiben
vom 04.09.2012, AZ GB |/TPD/117812325, zum Parteiengehdr Ubermittelt. Der Obmann der die rémisch 40
bewirtschaftenden Agrargemeinschaft, der bei der Vor-Ort-Kontrolle auch anwesend war und auch Auskunfte erteilt
hat, hat - offensichtlich das Kontrollergebnis anerkennend zur Kenntnis nehmend - zum Kontrollbericht keine
Stellungnahme abgegeben.

5. Das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle berucksichtigend wurde mit Abanderungsbescheid der AMA vom 29.01.2014, AZ
11/7-EBP/11-120844769, der Bescheid der AMA vom 30.12.2011, AZ II/7-EBP/11-115963295, insofern abgeandert, als nur
mehr ein Betrag von EUR XXXX zuerkannt wurde und eine Rickforderung in Hohe von EURS. Das Ergebnis der Vor-Ort-
Kontrolle bertcksichtigend wurde mit Abanderungsbescheid der AMA vom 29.01.2014, AZ 11/7-EBP/11-120844769, der
Bescheid der AMA vom 30.12.2011, AZ 1I/7-EBP/11-115963295, insofern abgedndert, als nur mehr ein Betrag von EUR
rémisch 40 zuerkannt wurde und eine Rickforderung in Hohe von EUR

XXXX verflugt wurde. Fir den BF wurde in diesem Bescheid von 27,24 Zahlungsanspriichen, einer beantragten
Gesamtflache von 35,70 ha, einer relevanten Fldche nach VOK von 32,17 ha und einer ermittelten Fldche von 27,24 ha
ausgegangen. Eine Flachendifferenz ergebe sich daraus nicht. Dieser Bescheid wurde nicht angefochten.rémisch 40
verflgt wurde. FUr den BF wurde in diesem Bescheid von 27,24 Zahlungsansprlchen, einer beantragten Gesamtflache
von 35,70 ha, einer relevanten Flache nach VOK von 32,17 ha und einer ermittelten Flache von 27,24 ha ausgegangen.
Eine Flachendifferenz ergebe sich daraus nicht. Dieser Bescheid wurde nicht angefochten.

6. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdefihrer mit Schriftsatz vom 29.01.2014 Beschwerde. Der
Beschwerdefiihrer beantragt darin:

1. die ersatzlose Behebung des Bescheides, anderenfalls

2. die Abanderung des Bescheides in der Weise, dass die Bemessung der Rickzahlung nach den Berufungsgrinden
erfolgt und jedenfalls keine Kiirzungen und Ausschlisse verflgt werden,

3. die Abadnderung des Bescheides in der Weise, dass Zahlungsanspriche im beantragten Umfang ausbezahlt und
genutzt werden,

4. die Aufrechterhaltung der Anzahl der Zahlungsanspriche des letztergangenen Bescheides,
5. der Beschwerde aufschiebende Wirkung zuzuerkennen,
6. die Durchfihrung einer miindlichen Verhandlung, schlief3lich

7. den offensichtlichen Irrtum entsprechend dem eigenen Beschwerdepunkt anzuerkennen und die Berichtigung des
Beihilfeantrages zuzulassen.

Begrindend fuhrte der Beschwerdeflhrer im Wesentlichen aus, dass die behérdlichen Feststellungen zum Ausmafd
der beihilfefahigen Flache falsch seien. Friihere amtliche Erhebungen - wie eine VOK aus dem Jahr 2005 - waren bei der
Feststellung der beihilfefahigen Flache nur unzureichend bericksichtigt worden.

Im angefochtenen Bescheid seien Zahlungsanspriche zudem als verfallen bzw. nicht genutzt angefiihrt worden. Bei
richtiger rechtlicher Beurteilung mussten samtliche Zahlungsanspriiche im beantragten Umfang als genutzt gelten und
ausbezahlt werden.

Nach Erwagungsgrund 79 der VO (EG) 1122/2009 seien Ubererkldrungen mit Untererkldrungen zu verrechnen. Hatte
die Behérde nach der angefiihrten Bestimmung eine Verrechnung der Uber- und Unterkldrung vorgenommen, héatte
sie eine zusatzliche beihilfenfdhige Flache im erheblichen AusmalR feststellen missen. Auch waren
Landschaftselemente nicht berilcksichtigt worden.Nach Erwagungsgrund 79 der VO (EG) 1122 aus 2009, seien
Ubererkldrungen mit Untererkldrungen zu verrechnen. Hatte die Behdrde nach der angefiihrten Bestimmung eine
Verrechnung der Uber- und Unterkldrung vorgenommen, héitte sie eine zuséitzliche beihilfenfihige Flache im
erheblichen AusmaR feststellen missen. Auch waren Landschaftselemente nicht bericksichtigt worden.

Es treffe den Beschwerdeflhrer kein Verschulden an einer allfalligen GUberhéhten Beantragung von Almfutterflachen,
da die Beantragung nach bestem Wissen und Gewissen erfolgt sei. Kirzungen und Ausschlisse seien daher nicht

anzuwenden.



Nach Art. 73 Abs. 4 der VO (EG) 796/2004 bis 2009 und Art. 80 Abs. 3 der VO (EG) 1122/2009 ab 2010 bestliinde keine
Rickzahlungsverpflichtung, wenn eine Zahlung auf einem Irrtum der zustandigen Behdrde zurtickzuflihren sei, den der
BF billigerwiese nicht habe erkennen kdnnen. Es liege ein Irrtum der Behorde - ausgeldst durch die Digitalisierung und
eine Anderung des Messsystems bzw. der Messgenauigkeit - vor. Allein durch diese Anderung habe sich die
Futterflache geandert, obwohl keine Veranderungen in der Natur stattgefunden hatten.Nach Artikel 73, Absatz 4, der
VO (EG) 796 aus 2004, bis 2009 und Artikel 80, Absatz 3, der VO (EG) 1122 aus 2009, ab 2010 bestlinde keine
Rickzahlungsverpflichtung, wenn eine Zahlung auf einem Irrtum der zustandigen Behdrde zurtickzuflihren sei, den der
BF billigerwiese nicht habe erkennen kdnnen. Es liege ein Irrtum der Behorde - ausgeldst durch die Digitalisierung und
eine Anderung des Messsystems bzw. der Messgenauigkeit - vor. Allein durch diese Anderung habe sich die
Futterflache geandert, obwohl keine Veranderungen in der Natur stattgefunden hatten.

Es hatten sich die Messsysteme bzw. die Messgenauigkeit gedandert und damit auch die berechnungsrelevanten
Tatsachen. Die Feststellungen der Behdrde zu den Wirtschaftsjahren vor 2010 seien mit unzuverl3ssigen
Messmethoden erfolgt und lage auch deswegen ein Irrtum der Behdrde vor. Die Partei kdnne nicht Uber genauere
Messmethoden verfligen als die Behdérde. Der EuGH habe in seiner Entscheidung vom 04.09.2009, Rs T-368/05,
festgestellt, dass das Osterreichische Flachenidentifikationssystem nicht den EU-Vorschriften entspreche. Allein durch
diese Anderung der Messmethoden (zB Ermittlung nach Almleitfaden 2000, Digitalisierung 2009-2010) habe sich die
Futterflache geandert, obwohl keine Veranderungen in der Natur stattgefunden hatten.

Weiters bestehe ein Irrtum bei der prozentuellen Berlicksichtigung von Landschaftselementen (6 %). Die 6 %-Hurde
musse bei jeder Abstufung der 10 %-Stufe berlcksichtigt werden. Dies ergabe eine andere Abstufung als die von der
Behorde praktizierte. Der Vorhalt, der Antragsteller habe den Irrtum selbst in den Antrag aufgenommen, ist
zurlickzuweisen, da im GIS eine andere Bertcksichtigung nicht moglich gewesen sei.

Der Beschwerdeflihrer habe weiters auf die jahrelange und im Almleitfaden festgelegte Behdrdenpraxis als fachlich
einwandfrei vertrauen dirfen. Ein Verschulden kénne dem BF daher nicht angelastet werden. Die Verhangung von
Sanktionen sei rechtswidrig.

An einer tberhohten Beantragung von Futterflachen treffe den Beschwerdefiihrer keine Schuld. Die Antragstellung sei
durch die Almbewirtschafterin erfolgt. Diese gelte als Verwalterin und Prozessbevollmachtigte des Almauftreibers. Die
Almbewirtschafterin habe sich bislang als zuverlassig und sorgfaltig erwiesen und kennen die Verhaltnisse vor Ort. Der
Beschwerdefihrer selbst habe sich aber auch stets mit der Alimbewirtschafterin beraten und die AlIm auch besichtigt.
Die Handlungen der Almbewirtschafterin seien zwar dem BF zuzurechnen. Hinsichtlich des Verschuldens musse jedoch
ein anderer Sorgfaltsmal3stab angelegt werden. Sanktionen durften daher nicht verhangt werden.

Die verhangte Sanktion sei unangemessen hoch und gleichheitswidrig.

Der Beschwerde wurde eine Sachverhaltsdarstellungen des Obmannes der die XXXX bewirtschaftenden
Agrargemeinschaft vom 08.10.2013 Uber die Vorgangsweisen der Almfutterflachenfeststellung seit dem Jahr 2000
beigefugt.Der Beschwerde wurde eine Sachverhaltsdarstellungen des Obmannes der die romisch 40
bewirtschaftenden Agrargemeinschaft vom 08.10.2013 tber die Vorgangsweisen der Almfutterflachenfeststellung seit
dem Jahr 2000 beigefugt.

7. Am 11.02.2014 langte bei der AMA eine Bestatigung der Landewirtschaftskammer XXXX ein, in der bestatigt wird,
dass die Almfutterflache auf der XXXX betreffend das Antragsjahr 2012 im Rahmen einer amtlichen Ermittlung nach
bestem Wissen und Gewissen auf Basis des Almleitfadens nach Vorgaben der AMA ermittelt worden sei und die
Flachenabweichung dem BF und der Landwirtschaftskammer nicht erkennbar gewesen sei. Auch schlagbezogene
Erlduterungen betreffend die XXXX waren dem Schreiben beigelegt.7. Am 11.02.2014 langte bei der AMA eine
Bestatigung der Landewirtschaftskammer rémisch 40 ein, in der bestatigt wird, dass die Almfutterflache auf der
réomisch 40 betreffend das Antragsjahr 2012 im Rahmen einer amtlichen Ermittlung nach bestem Wissen und Gewissen
auf Basis des Almleitfadens nach Vorgaben der AMA ermittelt worden sei und die Fldchenabweichung dem BF und der
Landwirtschaftskammer nicht erkennbar gewesen sei. Auch schlagbezogene Erlduterungen betreffend die rémisch 40
waren dem Schreiben beigelegt.

8. Der Beschwerdefiihrer hat mit Schreiben vom 12.06.2014 bei der Bezirkslandwirtschaftskammer eine Erklarung
abgegeben, wonach ihm als bloRen Auftreiber auf die XXXX im Jahr 2011 nicht erkennbar gewesen sei, dass die fur



diese Alm beantragte Almfutterflache falsch sein kénnte (8 8i MOG-Erklarung).8. Der Beschwerdefihrer hat mit
Schreiben vom 12.06.2014 bei der Bezirkslandwirtschaftskammer eine Erklarung abgegeben, wonach ihm als blofRen
Auftreiber auf die rémisch 40im Jahr 2011 nicht erkennbar gewesen sei, dass die fur diese Alm beantragte
Almfutterflache falsch sein kénnte (Paragraph 8 i, MOG-Erklarung).

9. Die AMA legte am 10.09.2015 dem Bundesverwaltungsgericht die Beschwerde samt den Verwaltungsakten vor.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt):

1. Am 14.03.2011 stellte der Beschwerdefuhrer einen Mehrfachantrag-Flachen fir das Antragsjahr 2011 und
beantragte u.a. die Gewahrung der EBP fur das Antragsjahr 2011 fir in den Beilagen Flachenbogen 2011 und
Flachennutzung 2011 naher konkretisierten Flachen.

2. Der Beschwerdefuhrer war im Antragsjahr 2011 Auftreiber auf die XXXX2. Der Beschwerdefiihrer war im Antragsjahr
2011 Auftreiber auf die rémisch 40 .

3. Fur diese AlIm wurde von der Almbewirtschafterin der betreffenden Alm ein Mehrfachantrag-Flachen fir das Jahr
2011 gestellt. Dabei wurde fur die XXXX eine Gesamtalmfutterflache im Ausmal3 von 223,11 ha angegeben.3. Fur diese
Alm wurde von der Almbewirtschafterin der betreffenden Alm ein Mehrfachantrag-Flachen flr das Jahr 2011 gestellt.
Dabei wurde fur die romisch 40 eine Gesamtalmfutterflache im Ausmald von 223,11 ha angegeben.

4. Mit Bescheid der AMA vom 30.12.2011, AZ I1/7-EBP/11-115963295, wurde dem Beschwerdeflhrer fir das
Antragsjahr 2011 eine EBP in Hohe von EUR XXXX gewadhrt, wobei die belangte Behdrde von 31,61 vorhandenen
Zahlungsansprtichen, einer beantragten Gesamtflache von 35,70 ha und einer fur den Beschwerdeflhrer ermittelten
Flache von 31,61 ha ausging. Dieser Bescheid wurde nicht angefochten.4. Mit Bescheid der AMA vom 30.12.2011, AZ
11/7-EBP/11-115963295, wurde dem Beschwerdefihrer fir das Antragsjahr 2011 eine EBP in Hohe von EUR rémisch 40
gewahrt, wobei die belangte Behoérde von 31,61 vorhandenen Zahlungsansprichen, einer beantragten Gesamtflache
von 35,70 ha und einer fUr den Beschwerdeflhrer ermittelten Flache von 31,61 ha ausging. Dieser Bescheid wurde
nicht angefochten.

5. Am 20.08.2012 fand auf der XXXX eine Vor-Ort-Kontrolle statt, bei der fir das Antragsjahr 2011 an Stelle von
beantragten 223,11 ha eine AiImfutterflache von 193,41 ha festgestellt wurde.5. Am 20.08.2012 fand auf der rémisch 40
eine Vor-Ort-Kontrolle statt, bei der flr das Antragsjahr 2011 an Stelle von beantragten 223,11 ha eine Almfutterflache
von 193,41 ha festgestellt wurde.

6. Der Kontrollbericht wurde der Almbewirtschafterin der XXXX mit Schreiben vom 04.09.2012, AZ GB
I/TPD/117812325, zum Parteiengehor Ubermittelt. Der Obmann der die XXXX bewirtschaftenden Agrargemeinschaft
gab zu diesem Kontrollbericht keine Stellungnahme ab.6. Der Kontrollbericht wurde der Almbewirtschafterin der
rémisch 40 mit Schreiben vom 04.09.2012, AZ GB I/TPD/117812325, zum Parteiengehér tGbermittelt. Der Obmann der
die rémisch 40 bewirtschaftenden Agrargemeinschaft gab zu diesem Kontrollbericht keine Stellungnahme ab.

7. Die im Rahmen der Vor-Ort-Kontrolle festgestellte Almfutterflaiche auf der XXXX berlcksichtigend wurde mit
Abanderungsbescheid der AMA vom 29.01.2014, AZ 11/7-EBP/11-120844769, dem Beschwerdeflhrer nur mehr eine EBP
in Hohe von EUR XXXX gewahrt und ein bereits ausbezahlter Betrag in Hohe von EUR XXXX zurlickgefordert. Dabei
wurde von 27,24 beihilfefahigen Zahlungsansprichen, einer beantragten Gesamtflache von 35,70 ha, einer
beantragten anteiligen Almfutterflache 26,42 ha und einer festgestellten Flache von 32,17 ha sowie einer festgestellten
anteiligen Almfutterfliche von 22,90 ha ausgegangen. Daraus ergibt sich keine Differenzflache, da nur 27,24
Zahlungsanspriiche zur Verfligung standen. Eine Sanktion wurde im angefochtenen Bescheid nicht verhdngt.7. Die im
Rahmen der Vor-Ort-Kontrolle festgestellte Almfutterfliche auf der romisch 40 bertcksichtigend wurde mit
Abanderungsbescheid der AMA vom 29.01.2014, AZ 11/7-EBP/11-120844769, dem Beschwerdeflhrer nur mehr eine EBP
in Hohe von EUR romisch 40 gewdhrt und ein bereits ausbezahlter Betrag in HOhe von EUR rdmisch 40
zurlickgefordert. Dabei wurde von 27,24 beihilfefahigen Zahlungsansprichen, einer beantragten Gesamtflache von
35,70 ha, einer beantragten anteiligen Almfutterflache 26,42 ha und einer festgestellten Flache von 32,17 ha sowie
einer festgestellten anteiligen Almfutterflache von 22,90 ha ausgegangen. Daraus ergibt sich keine Differenzflache, da
nur 27,24 Zahlungsanspriche zur Verfigung standen. Eine Sanktion wurde im angefochtenen Bescheid nicht verhangt.

8. Der Beschwerdefuhrer verflgte im Antragsjahr 2011 Uber 27,24 flachenbezogene Zahlungsanspriche.



2. Beweiswurdigung:

Der Sachverhalt ergibt sich aus den von der AMA vorgelegten Verfahrensunterlagen. Diese wurden von dem
Beschwerdefihrer nicht substanziiert bestritten.

Die Feststellung, dass dem BF im Antragsjahr 2011 27,24 Zahlungsanspriche zugewiesen waren, ergibt sich aus der
durch die beschwerdefiihrende Partei unbestrittenen Ausfiihrung im bekampften Bescheid. Folglich sieht das
Bundesverwaltungsgericht keinen Grund, an dieser Annahme der AMA zu zweifeln, weil dem weder in der Beschwerde
entgegengetreten wird noch sich gegenteilige Annahmen aus dem Akt herleiten lassen.

Belege fur die Unrichtigkeit der von der belangten Behtrde vorgenommenen Vor-Ort-Kontrolle wurde von dem
Beschwerdefihrer nicht vorgebracht, weshalb davon ausgegangen wird, dass das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle
zutreffend ist.

3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Rechtsgrundlagen:

Gemald Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit. Gemafd Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes
Uber Beschwerden in Rechtssachen in Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von
Bundesbehorden besorgt werden.Gemal Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte
Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehdrde wegen Rechtswidrigkeit. Gemal Artikel 131, Absatz
2, B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in Angelegenheiten der
Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehérden besorgt werden.

GemalR§ 6 MOG 2007 ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses
Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im
Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung
Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt.Gemal3 Paragraph 6, MOG
2007 ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahistelle im Sinne dieses Bundesgesetzes, soweit
sich nicht der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Interesse der Wahrung
des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung Angelegenheiten der
Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt.

Gemal? 8 1 AMA-Gesetz kdnnen Angelegenheiten, soweit diese durch Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf
Grund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen werden, von der AMA unmittelbar als
Bundesbehorde besorgt werden.Gemald Paragraph eins, AMA-Gesetz kdnnen Angelegenheiten, soweit diese durch
Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf Grund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen

werden, von der AMA unmittelbar als Bundesbehdérde besorgt werden.

GemaR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Mangels spezieller Bestimmung besteht
Einzelrichterzustandigkeit.GemaR Paragraph 6, BYwGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter,
sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Mangels spezieller

Bestimmung besteht Einzelrichterzustandigkeit.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
und jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemalR anzuwenden, die die
Behorde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder
anzuwenden gehabt hatte.Gemald Paragraph 17, VwWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt
ist, auf das Verfahren Uber Beschwerden gemaR Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit
Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch vier. Teiles, und jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in
Bundes- oder Landesgesetzen sinngemdR anzuwenden, die die Behdérde in dem dem Verfahren vor dem
Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

Gemall 8 28 Abs. 2 VwWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemald Art. 130 Abs. 1 B-VG dann in der
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Sache selbst zu entscheiden, wenn der maligebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maf3geblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.Gemal Paragraph 28, Absatz 2, VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden
gemal Artikel 130, Absatz eins, B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der mal3gebliche Sachverhalt
feststeht oder die Feststellung des maR3geblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der
Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

Gemal § 24 Abs. 4 VWGVG kann von der Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die
Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und
einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958 (MRK), noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union (GRC),
ABI. Nr. C 83 vom 30.3.2010 S. 389, entgegenstehen.GemalR Paragraph 24, Absatz 4, VwWGVG kann von der
Durchfihrung einer mundlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die Akten erkennen lassen, dass die
mundliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung
weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten,
Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958, (MRK), noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europdischen Union
(GRC), ABI. Nr. C 83 vom 30.3.2010 S. 389, entgegenstehen.

Art. 19 Abs. 1 sowie 33 bis 35 und 37 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19.01.2009 mit gemeinsamen
Regeln fur Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten StUtzungsregelungen flr
Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG)
Nr. 378/2007 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, ABI. L 30 vom 31.01.2009, S. 16, (VO (EG)
73/2009), lauten auszugsweise:Artikel 19, Absatz eins, sowie 33 bis 35 und 37 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des
Rates vom 19.01.2009 mit gemeinsamen Regeln fur Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und
mit bestimmten Stiitzungsregelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen
(EG) Nr. 1290 aus 2005,, (EG) Nr. 247 aus 2006,, (EG) Nr. 378 aus 2007, sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr.
1782 aus 2003,, Amtsblatt L 30 vom 31.01.2009, S. 16, (VO (EG) 73 aus 2009,), lauten auszugsweise:

"Artikel 19
Beihilfeantrage

(1) Jeder Betriebsinhaber muss fur die Direktzahlungen jedes Jahr einen Antrag einreichen, der gegebenenfalls
folgende Angaben enthalt:

a) alle landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs und im Fall der Anwendung von Artikel 15 Absatz 3 die Anzahl und
den Standort der Olbaume auf der Parzelle,

b) die fur die Aktivierung gemeldeten Zahlungsanspruche,

c) alle sonstigen Angaben, die in dieser Verordnung oder von dem betreffenden Mitgliedstaat vorgesehen sind."
"Artikel 33

Zahlungsanspruche

(1) Betriebsinhaber kénnen die Betriebspramienregelung in Anspruch nehmen, wenn sie

a) Zahlungsanspriiche besitzen, die sie gemall der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 erhalten habena)
Zahlungsanspriiche besitzen, die sie gemals der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, erhalten haben;

b) Zahlungsanspriche im Rahmen der vorliegenden Verordnung [...],
erhalten haben. [...]1."

"Artikel 34

Aktivierung von Zahlungsansprichen je beihilfefahige Hektarflache

(1) Eine Stutzung im Rahmen der Betriebspramienregelung wird den Betriebsinhabern bei Aktivierung eines
Zahlungsanspruchs je beihilfefahige Hektarflache gewahrt. Bei aktivierten Zahlungsansprichen besteht Anspruch auf
die Zahlung der darin festgesetzten Betrage.
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(2) Im Sinne dieses Titels bezeichnet der Ausdruck "beihilfefahige Hektarflache"

a) jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs und jede Flache mit Niederwald mit Kurzumtrieb (KN-Code ex060290
41), die fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, oder, wenn die Flache auch far nichtlandwirtschaftliche
Tatigkeiten genutzt wird, hauptsachlich fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird,

[.1."
"Artikel 35
Meldung der beihilfefahigen Hektarflachen

(1) Der Betriebsinhaber meldet die Parzellen an, die der beihilfefdhigen Hektarflache fur jeden Zahlungsanspruch
entsprechen. AulRer im Falle hoherer Gewalt oder aullergewdhnlicher Umstande mussen diese Parzellen dem
Betriebsinhaber zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfligung stehen, der jedoch nicht nach
dem in demselben Mitgliedstaat fiir die Anderung des Beihilfeantrags festgesetzten Zeitpunkt liegen darf.

(2) Die Mitgliedstaaten kdonnen unter ordnungsgemald begriindeten Umstanden den Betriebsinhaber ermachtigen,
seine Anmeldung zu dndern, sofern er die seinen Zahlungsansprichen und den Bedingungen fur die Gewahrung der
einheitlichen Betriebspramie fur die betreffende Flache entsprechende Hektarzahl einhalt."

"Artikel 37
Mehrfachantrage

Fur die beihilfefahige Hektarflache, fir die ein Antrag auf Zahlung der einheitlichen Betriebspramie gestellt wurde,
kann ein Antrag auf alle anderen Direktzahlungen sowie alle anderen nicht unter diese Verordnung fallenden Beihilfen
gestellt werden, sofern in der vorliegenden Verordnung nichts anderes vorgesehen ist."

Art. 2 Z 23,12 Abs. 1, 21, 25, 26 Abs. 1, 57, 58, 73 und 80 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 der Kommission vom
30.11.2009 mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates hinsichtlich der Einhaltung
anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der
Statzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemaRR der genannten Verordnung mit
Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen im Rahmen der Stltzungsregelung fur den Weinsektor lauten:Artikel 2, Ziffer 23, 12, Absatz eins, 21,
25, 26, Absatz eins, 57, 58, 73 und 80 der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, der Kommission vom 30.11.2009 mit
Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des Rates hinsichtlich der Einhaltung
anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der
Stutzungsregelungen flir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemaR der genannten Verordnung mit
Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234 aus 2007, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger

Verpflichtungen im Rahmen der Stltzungsregelung fur den Weinsektor lauten:
"Artikel 2

[..]

23. "ermittelte Flache": Flache, die allen in den Vorschriften flr die Beihilfegewadhrung festgelegten Voraussetzungen
genugt; im Rahmen der Betriebspramienregelung ist die beantragte Flache nur zusammen mit der entsprechenden

Zahl von Zahlungsanspruichen als ermittelte Flache zu betrachten;"
"Artikel 12
Inhalt des Sammelantrags

(1) Der Sammelantrag muss alle zur Feststellung der Beihilfefahigkeit erforderlichen Informationen enthalten,
insbesondere

a) die Identifizierung des Betriebsinhabers;
b) die betreffende(n) Beihilferegelung(en);

c) die Identifizierung der Zahlungsanspriche entsprechend dem lIdentifizierungs- und Registrierungssystem gemaf}
Artikel 7 im Rahmen der Betriebspramienregelung;



d) die zweckdienlichen Angaben zur Identifizierung aller landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs, ihre Flache
ausgedrickt in Hektar mit zwei Dezimalstellen, ihre Lage und gegebenenfalls ihre Nutzung mit dem Hinweis, ob die

Parzelle bewassert wird;

e) eine Erklarung des Betriebsinhabers, dass er von den Voraussetzungen fir die Gewdhrung der betreffenden
Beihilfen Kenntnis genommen hat."

"Artikel 21
Berichtigung offensichtlicher Irrtimer

Unbeschadet der Artikel 11 bis 20 kann ein Beihilfeantrag nach seiner Einreichung jederzeit berichtigt werden, wenn
die zustandige Behdérde offensichtliche Irrtimer anerkennt.”

"Artikel 25
Rucknahme von Beihilfeantragen
(1) Ein Beihilfeantrag kann jederzeit schriftlich ganz oder teilweise zurtickgenommen werden. [...]

(2) Hat die zustandige Behorde den Betriebsinhaber jedoch bereits auf UnregelmaRigkeiten im Beihilfeantrag
hingewiesen oder ihn von ihrer Absicht unterrichtet, eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufiihren, und werden bei dieser
Kontrolle UnregelmaRigkeiten festgestellt, so kénnen die von einer UnregelmaRigkeit betroffenen Teile des

Beihilfeantrags nicht zuriickgenommen werden.

(3) Ricknahmen nach Absatz 1 versetzen den Antragsteller wieder in die Situation, in der er sich vor Einreichung des
betreffenden Beihilfeantrags oder -antragsteils befand."

"Artikel 26
Allgemeine Grundsatze

(1) Die in dieser Verordnung geregelten Verwaltungskontrollen und Vor-Ort-Kontrollen werden so durchgefuhrt, dass
zuverlassig gepruft werden kann, ob die Voraussetzungen fur die Gewahrung der Beihilfen und die Anforderungen und
Normen fur die anderweitigen Verpflichtungen eingehalten wurden."

"Artikel 57
Berechnungsgrundlage in Bezug auf die angemeldeten Flachen

(1) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [...], die ermittelte Flache
einer Kulturgruppe tber der im Beihilfeantrag angemeldeten Flache, so wird bei der Berechnung des Beihilfebetrags
die angemeldete Flache berucksichtigt.

(2) Bei einem Beihilfeantrag im Rahmen der Betriebspramienregelung gilt Folgendes:

e -Strichaufzdhlung
ergibt sich eine Abweichung zwischen den angemeldeten Zahlungsansprichen und der angemeldeten Flache, so
wird fur die Berechnung der Zahlung die niedrigere der beiden Grof3en zugrunde gelegt;

e Strichaufzdhlung
liegt die Anzahl der angemeldeten Zahlungsanspriche Uber der Anzahl der dem Betriebsinhaber zur Verfiigung
stehenden Zahlungsanspruche, so werden die angemeldeten Zahlungsanspriche auf die Anzahl der dem
Betriebsinhaber zur Verfligung stehenden Zahlungsanspriche gesenkt.

(3) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [...], die im Sammelantrag
angemeldete Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe, unbeschadet der gemaRd
den Artikeln 58 und 60 der vorliegenden Verordnung vorzunehmenden Kirzungen und Ausschlisse, auf der
Grundlage der fur diese Kulturgruppe ermittelten Flache berechnet.

[...]1 wird jedoch im Falle, dass die Differenz zwischen der ermittelten Gesamtflaiche und der [...] angemeldeten
Gesamtflache 0,1 ha oder weniger betragt, die ermittelte Flache mit der angemeldeten Flache gleichgesetzt. Fir diese
Berechnung werden nur Ubererklarungen auf Kulturgruppenebene berticksichtigt.

Unterabsatz 2 gilt nicht, wenn diese Differenz mehr als 20 % der fur Zahlungen angemeldeten Gesamtflache betragt."



"Artikel 58
Kirzungen und Ausschlisse in Fallen von zu viel angemeldeten Flachen

Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache flr die Zwecke der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [...],
Uber der gemafR Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die Beihilfe auf der Grundlage der
ermittelten Flache, gekirzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet, wenn die Differenz tGber 3 % oder
2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht.

Liegt die Differenz Uber 20 % der ermittelten Flache, so wird fur die betreffende Kulturgruppe keine flachenbezogene
Beihilfe gewahrt.

Belauft sich die Differenz auf mehr als 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur Hohe des Betrags, der
der Differenz zwischen der angemeldeten Flache und der gemaR Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten
Flache entspricht, von der Beihilfegewahrung auszuschlieBen. Dieser Betrag wird gemal3 Artikel 5b der Verordnung
(EG) Nr. 885/2006 der Kommission (20) verrechnet. Kann der Betrag im Verlauf der drei Kalenderjahre, die auf das
Kalenderjahr der Feststellung folgen, nicht vollstandig gemall dem genannten Artikel verrechnet werden, so wird der
Restbetrag annulliert."Belauft sich die Differenz auf mehr als 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur
Hohe des Betrags, der der Differenz zwischen der angemeldeten Flache und der gemal3 Artikel 57 der vorliegenden
Verordnung ermittelten Flache entspricht, von der Beihilfegewahrung auszuschlieRen. Dieser Betrag wird gemaR
Artikel 5b der Verordnung (EG) Nr. 885 aus 2006, der Kommission (20) verrechnet. Kann der Betrag im Verlauf der drei
Kalenderjahre, die auf das Kalenderjahr der Feststellung folgen, nicht vollstandig gemaRR dem genannten Artikel

verrechnet werden, so wird der Restbetrag annulliert."
"Artikel 73
Ausnahmen von der Anwendung der Kirzungen und Ausschlisse

(1) Die in den Kapiteln | und Il vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der
Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld
trifft.(1) Die in den Kapiteln rémisch eins und rémisch zwei vorgesehenen Kurzungen und Ausschlusse finden keine
Anwendung, wenn der Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann,
dass ihn keine Schuld trifft.

(2) Die in den Kapiteln | und Il vorgesehenen Kurzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung auf die
betreffenden Teile des Beihilfeantrags, wenn der Betriebsinhaber die zustandige Behdrde schriftlich dartber
informiert, dass der Beihilfeantrag fehlerhaft ist oder seit Einreichung fehlerhaft geworden ist, es sei denn, der
Betriebsinhaber hat von der Absicht der zustandigen Behdrde Kenntnis erlangt, bei ihm eine Vor-Ort-Kontrolle
durchzufuhren, oder die zustandige Behdrde hat den Betriebsinhaber bereits Uber UnregelmaRigkeiten in Bezug auf
den Beihilfeantrag unterrichtet.(2) Die in den Kapiteln romisch eins und rémisch zwei vorgesehenen Kurzungen und
Ausschlisse finden keine Anwendung auf die betreffenden Teile des Beihilfeantrags, wenn der Betriebsinhaber die
zustandige Behdrde schriftlich dartber informiert, dass der Beihilfeantrag fehlerhaft ist oder seit Einreichung fehlerhaft
geworden ist, es sei denn, der Betriebsinhaber hat von der Absicht der zustandigen Behdrde Kenntnis erlangt, bei ihm
eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufiihren, oder die zustandige Behdrde hat den Betriebsinhaber bereits Uber
UnregelmaRigkeiten in Bezug auf den Beihilfeantrag unterrichtet.

Die nach Unterabsatz 1 erfolgte Mitteilung des Betriebsinhabers fuhrt zu einer Anpassung des Beihilfeantrags an die
tatsachliche Situation."

"Artikel 80
Ruckforderung zu Unrecht gezahlter Betrage

(1) Bei zu Unrecht gezahlten Betrdgen ist der Betriebsinhaber zur Riickzahlung dieser Betrage zuzlglich der gemald
Absatz 2 berechneten Zinsen verpflichtet. [...]

(3) Die Verpflichtung zur Ruckzahlung gemald Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen
Behorde oder einer anderen Behdrde zurtickzufiihren ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte.



Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die fur die Berechnung der betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt
Unterabsatz 1 nur, wenn der Ruckforderungsbescheid nicht innerhalb von zwdélf Monaten nach der Zahlung
Ubermittelt worden ist."

88 8i Abs. 1 MOG 2007 lautet:Paragraphen 8 i, Absatz eins, MOG 2007 lautet:
"Regelung fur Auftreiber auf gemeinschaftlich genutzte Futterflachen

§8 8i. (1) Betriebsinhabern, die auf gemeinschaftlich genutzte Almen und Weiden Tiere auftreiben, wird die
beihilfefahige Flache entsprechend dem Anteil der von ihnen jeweils aufgetriebenen Tiere zugerechnet. Gemal3 Art. 73
Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009
hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und
Kontrollsystems im Rahmen der Stitzungsregelungen fir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemal3 der genannten
Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung
anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der Stitzungsregelung fir den Weinsektor, ABl. Nr. L 316 vom 30.11.2009 S.
1, finden Kirzungen und Ausschlisse keine Anwendung, wenn fur den auftreibenden Betriebsinhaber keine Umstande
erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen
hatten konnen."Paragraph 8 i, (1) Betriebsinhabern, die auf gemeinschaftlich genutzte Almen und Weiden Tiere
auftreiben, wird die beihilfefahige Flache entsprechend dem Anteil der von ihnen jeweils aufgetriebenen Tiere
zugerechnet. GemaR Artikel 73, Absatz eins, der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, mit Durchfuhrungsbestimmungen
zur Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und
des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der Stitzungsregelungen fur Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe gemdal der genannten Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 1234 aus 2007, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der
Stutzungsregelung fir den Weinsektor, Amtsblatt Nummer L 316 vom 30.11.2009 Seite 1, finden Kdrzungen und
Ausschlisse keine Anwendung, wenn fur den auftreibenden Betriebsinhaber keine Umstande erkennbar waren, die
ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen hatten kdnnen."

3.2. Daraus folgt fur die eingebrachte Beschwerde:

1. Im vorliegenden Fall wurde dem Beschwerdefihrer fur das Antragsjahr 2011 eine EBP in Hohe von EUR XXXX bei
27,24 vorhandenen Zahlungsansprichen gewahrt.1. Im vorliegenden Fall wurde dem Beschwerdefuhrer fur das
Antragsjahr 2011 eine EBP in H6he von EUR rémisch 40 bei 27,24 vorhandenen Zahlungsanspriichen gewahrt.

Gemal’ Art. 2 Z 23 iVm Art. 57 Abs. 2 der VO (EG) 1122/2009 kann als Basis fur die Berechnung der EBP maximal die
Flache, die der Anzahl der Zahlungsanspriche entspricht, verwendet werden.Gemal3 Artikel 2, Ziffer 23, in Verbindung
mit Artikel 57, Absatz 2, der VO (EG) 1122 aus 2009, kann als Basis fur die Berechnung der EBP maximal die Flache, die
der Anzahl der Zahlungsanspruche entspricht, verwendet werden.

Ermittelt und der Gewahrung der Betriebspramie zugrunde gelegt werden kann eine Flache gemaR Art. 2 Z 23 VO (EG)
1122/2009 néamlich nur dann, wenn fur diese auch Zahlungsanspruche zur Verflgung stehen; vgl. in diesem Sinn auch
Art. 57 Abs. 2 VO (EG) 1122/2009.Ermittelt und der Gewahrung der Betriebspramie zugrunde gelegt werden kann eine
Flache gemal Artikel 2, Ziffer 23, VO (EG) 1122 aus 2009, namlich nur dann, wenn fir diese auch Zahlungsanspriiche
zur Verflgung stehen; vergleiche in diesem Sinn auch Artikel 57, Absatz 2, VO (EG) 1122 aus 20009,.

Aus diesem Grund war der Auszahlungsbetrag gemaR Art. 57 VO (EG) 1122/2009 auf der Grundlage der ermittelten
Flache von 27,24 ha zu berechnen.Aus diesem Grund war der Auszahlungsbetrag gemaf3 Artikel 57, VO (EG) 1122 aus
2009, auf der Grundlage der ermittelten Flache von 27,24 ha zu berechnen.

2. Das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle auf der XXXX ist, wie sich aus den Feststellungen und der Beweiswirdigung
ergibt, nicht zu beanstanden. Der Beschwerdeflihrer hat nicht ausreichend konkret dargelegt, auf Grund welcher
Umstande das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle im Jahre 2012 von der Behdrde nicht hatte verwendet werden durfen.
Die allgemein gehaltenen Hinweise auf die Problematik bei der Ermittlung der Almflachen, insbesondere des
Uberschirmungsgrades, kénnen konkrete Hinweise auf die dem Ermittlungsorgan allenfalls unterlaufene
Fehlbeurteilungen bei der im Beschwerdefall vorgenommenen Vor-Ort-Kontrolle nicht ersetzen (VWGH vom
17.11.2014, 2013/17/0111).2. Das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle auf der rémisch 40 ist, wie sich aus den Feststellungen
und der Beweiswirdigung ergibt, nicht zu beanstanden. Der Beschwerdeflhrer hat nicht ausreichend konkret
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dargelegt, auf Grund welcher Umstdnde das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle im Jahre 2012 von der Behdrde nicht hatte
verwendet werden durfen. Die allgemein gehaltenen Hinweise auf die Problematik bei der Ermittiung der Almflachen,
insbesondere des Uberschirmungsgrades, kénnen konkrete Hinweise auf die dem Ermittlungsorgan allenfalls
unterlaufene Fehlbeurteilungen bei der im Beschwerdefall vorgenommenen Vor-Ort-Kontrolle nicht ersetzen (VWGH
vom 17.11.2014, 2013/17/0111).

3. Den BF trifft die Verantwortung fur die Richtigkeit der von ihr beantragten Flachenausmalle (VwGH vom 09.09.2013,
2011/17/0216). Auch der Umstand, dass die Behdrde zunachst die Fldachenangaben der antragstellenden Partei ihrem
Bescheid zu Grunde legte, steht einer Abanderung des entsprechenden Bescheides nach Feststellung der objektiven
Ausmale der beantragten Flachen und einer allfalligen Anwendung der in der VO (EG) 1122/2009 vorgesehenen
Sanktionen nicht entgegen (VWGH vom 20.07.2011, 2007/17/0164, dort zur vergleichbaren Rechtslage der VO (EG)
796/2004).3. Den BF trifft die Verantwortung fir die Richtigkeit der von ihr beantragten Flachenausmalie (VWGH vom
09.09.2013,2011/17/0216). Auch der Umstand, dass die Behdérde zunachst die Flachenangaben der antragstellenden
Partei ihrem Bescheid zu Grunde legte, steht einer Abanderung des entsprechenden Bescheides nach Feststellung der
objektiven AusmaRe der beantragten Flachen und einer allfélligen Anwendung der in der VO (EG) 1122 aus 2009,
vorgesehenen Sanktionen nicht entgegen (VwWGH vom 20.07.2011, 2007/17/0164, dort zur vergleichbaren Rechtslage
der VO (EG) 796 aus 2004,).

4. Nicht einzugehen war auf den Einwand beziiglich der Saldierung der Uber- und Untererklarungen oder den Einwand
bezlglich der Nichtbericksichtigung von Landschaftselementen, da der Beschwerdeflhrer es unterldsst darzulegen,
zu welchem anderen Ergebnis die BerUcksichtigung dieser Gegebenheiten hétte fiihren kénnen (vgl. VWGH vom
07.10.2013,2012/17/0165 oder VwWGH vom 17.11.2014,2013/17/0111).4. Nicht einzugehen war auf den Einwand
bezliglich der Saldierung der Uber- und Untererkldrungen oder den Einwand beziiglich der Nichtberiicksichtigung von
Landschaftselementen, da der Beschwerdefiihrer es unterldsst darzulegen, zu welchem anderen Ergebnis die
Berlcksichtigung dieser Gegebenheiten hatte fihren kénnen vergleiche VwGH vom 07.10.2013,2012/17/0165 oder
VWGH vom 17.11.2014, 2013/17/0111).

5. Der Beschwerdeflhrer geht in seiner Beschwerde von einem Irrtum der Behdrde im Sinne des Art. 80 Abs. 3 der VO
(EG) Nr. 1122/2009 aus, weil sich die Messsysteme gedndert hatten. Nach den oben angefiihrten Rechtsvorschriften ist
jedoch nur die tatsachlich genutzte Futterflache beihilfefahig. Mit Baumen bestandene Flachen kdnnen nur insoweit
beantragt werden, als auf ihnen die Nutzung der Futterflaiche unter denselben Bedingungen mdglich ist wie auf
Flachen, die nicht baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung nach diesen beiden Kriterien stellte die
AMA im Jahr 2000 einen Leitfaden zur Verflugung, der die Ermittlung der Futterfliche auf Almen erleichtern sollte
("Almleitfaden”). In diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung des Uberschirmungsgrades, also der
unproduktiven Flache unter Baumen, eine Abschatzung in Prozentschritten vorgeschlagen. Fir die Feststellung der
nach Abzug der Gberschirmten Flachen noch verbleibenden unproduktiven Flachen, wie beispielsweise Gerollflachen,
wurde keine spezielle Vorgangsweise vorgeschlagen. Jeder Antragsteller blieb dennoch verpflichtet, nur die
beihilfefahigen Flachen zu beantragen (vgl. Pkt. 4 des Almleitfadens). Im Jahr 2010 stellte die AMA fiir die Berechnung
des sogenannten NLN-Faktors (=nicht landwirtschaftliche Nutzflache) zusatzlich ein Berechnungsmodell zur Verflgung,
bei dem nach Abschétzung des Uberschirmungsgrades die Abschitzung der Gbrigen unproduktiven Fliche in 10 %-
Schritten erfolgen konnte. Dabei handelte es sich nicht um eine Anderung eines Messsystems oder der
Messgenauigkeit. Eine verbesserte Messgenauigkeit erfolgte mit der verpflichtenden Digitalisierung im Jahr 2010 und
erfolgt laufend mit der Verbesserung der Luftbildqualitat. Inwiefern daraus dem Beschwerdefihrer ein Nachteil
erwachsen ist, ware aber in der Beschwerde konkret darzulegen gewesen. Die Beschwerde enthalt keine konkreten
Angaben, bei welchen Schldgen sich Abweichungen ausschlie3lich durch den neuen NLN-Faktor ergeben hatten.5. Der
Beschwerdefiihrer geht in seiner Beschwerde von einem Irrtum der Behdrde im Sinne des Artikel 80, Absatz 3, der VO
(EG) Nr. 1122 aus 2009, aus, weil sich die Messsysteme gedndert hatten. Nach den oben angefihrten
Rechtsvorschriften ist jedoch nur die tatsachlich genutzte Futterflache beihilfefahig. Mit Baumen bestandene Flachen
kénnen nur insoweit beantragt werden, als auf ihnen die Nutzung der Futterflache unter denselben Bedingungen
moglich ist wie auf Flachen, die nicht baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung nach diesen beiden
Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000 einen Leitfaden zur Verfligung, der die Ermittlung der Futterflache auf Almen
erleichtern sollte ("Almleitfaden"). In diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung des
Uberschirmungsgrades, also der unproduktiven Fliche unter Bdumen, eine Abschitzung in Prozentschritten
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vorgeschlagen. Fur die Feststellung der nach Abzug der Uberschirmten Flachen noch verbleibenden unproduktiven
Flachen, wie beispielsweise Gerdllflachen, wurde keine spezielle Vorgangsweise vorgeschlagen. Jeder Antragsteller
blieb dennoch verpflichtet, nur die beihilfefahigen Flachen zu beantragen vergleiche Pkt. 4 des Almleitfadens). Im Jahr
2010 stellte die AMA fur die Berechnung des sogenannten NLN-Faktors (=nicht landwirtschaftliche Nutzflache)
zusitzlich ein Berechnungsmodell zur Verfiigung, bei dem nach Abschatzung des Uberschirmungsgrades die
Abschatzung der Ubrigen unproduktiven Flache in 10 %-Schritten erfolgen konnte. Dabei handelte es sich nicht um eine
Anderung eines Messsystems oder der Messgenauigkeit. Eine verbesserte Messgenauigkeit erfolgte mit der
verpflichtenden Digitalisierung im Jahr 2010 und erfolgt laufend mit der Verbesserung der Luftbildqualitat. Inwiefern
daraus dem Beschwerdeflhrer ein Nachteil erwachsen ist, ware aber in der Beschwerde konkret darzulegen gewesen.
Die Beschwerde enthalt keine konkreten Angaben, bei welchen Schlagen sich Abweichungen ausschlief3lich durch den
neuen NLN-Faktor ergeben hatten.

6. Sanktionen wurden im angefochtenen Bescheid nicht verhdngt. Samtliche vorgebrachten Beschwerdepunkte
diesbeziiglich gehen daher ins Leere, insbesondere auch der Einwand, dass den Beschwerdefiihrer an der Gberhdhten
Beantragung kein Verschulden treffe.

7. Das Vorbringen des BF, gemal Art. 21 VO (EG) Nr. 1122/2009 kénne ein Beihilfeantrag nach seiner Einreichung
jederzeit berichtigt werden, wenn die zustandige Behorde offensichtliche Irrtimer anerkenne, Gberzeugt nicht. Beim
hier zu beurteilenden Beschwerdefall wurde ein gréRBeres Futterflaichenausmald beantragt als die beantragte Alm
tatsachlich umfasst, weshalb von einer Uberbeantragung auszugehen ist. Diese war nicht ohne weiteres erkennbar,
enthielt doch der, der AMA vorliegende Beihilfeantrag keinerlei Anhaltspunkte fir eine Erkennbarkeit einer
irrtmlichen Angabe. Grundsétzliche Voraussetzung fir die Anerkennung eines offensichtlichen Irrtums ist die
Widerspruchlichkeit des Antrages in sich, die einem sorgfaltigen Betrachter ins Auge springen muss, wie etwa
Ziffernstlrze. Da auch sonst keine Umstande zu Tage getreten sind, die der Behdrde zur Zeit der Erledigung des
Antrages bekannt waren oder hatten bekannt sein missen, aus denen ein Irrtum bei der Antragstellung ersichtlich
gewesen ware, hat die AMA zutreffend angenommen, dass Art. 21 VO (EG) 1122/2009 nicht greift (vgl. VWGH vom
09.09.2013, 2011/17/0216 oder VwWGH vom 26.03.2010,2009/17/0069).7. Das Vorbringen des BF, gemal Artikel 21, VO
(EG) Nr. 1122 aus 2009, kénne ein Beihilfeantrag nach seiner Einreichung jederzeit berichtigt werden, wenn die
zustandige Behorde offensichtliche Irrtimer anerkenne, Uberzeugt nicht. Beim hier zu beurteilenden Beschwerdefall
wurde ein grolReres Futterflaichenausmald beantragt als die beantragte Alm tatsachlich umfasst, weshalb von einer
Uberbeantragung auszugehen ist. Diese war nicht ohne weiteres erkennbar, enthielt doch der, der AMA vorliegende
Beihilfeantrag keinerlei Anhaltspunkte flr eine Erkennbarkeit einer irrtimlichen Angabe. Grundsatzliche
Voraussetzung fur die Anerkennung eines offensichtlichen Irrtums ist die Widerspriichlichkeit des Antrages in sich, die
einem sorgfaltigen Betrachter ins Auge springen muss, wie etwa Ziffernstlrze. Da auch sonst keine Umstande zu Tage
getreten sind, die der Behorde zur Zeit der Erledigung des Antrages bekannt waren oder hatten bekannt sein mussen,
aus denen ein Irrtum bei der Antragstellung ersichtlich gewesen ware, hat die AMA zutreffend angenommen, dass
Artikel 21, VO (EG) 1122 aus 2009, nicht greift vergleiche VWGH vom 09.09.2013, 2011/17/0216 oder VwWGH vom
26.03.2010, 2009/17/0069).

8. Sofern der BF ausfihrt, dass ihn an einer falschen Flachenbeantragung kein Verschulden treffe, da die
entsprechenden Almfutterflaichen von der jeweiligen Almbewirtschafterin beantragt worden waren, wird darauf
hingewiesen, dass der Alimbewirtschafter Verwalter und Prozessbevollmachtigter des Almauftreibers ist, der u.

a. auch zur Antragstellung fir den Auftreiber bevollmdchtigt ist. Seine Handlungen sind dem jeweiligen
Beschwerdefiihrer daher zuzurechnen (VWGH vom 17.06.2009, 2008/17/0224). Der entsprechende Kontrollbericht
Uber die Vor-Ort-Kontrolle auf der XXXX wurde auch der die XXXX bewirtschaftenden Agrargemeinschaft zum
Parteiengehor Ubermittelt. Deren Obmann hat jedoch das Ergebnis dieser Vor-Ort-Kontrolle zur Kenntnis nehmend
von einer entgegnenden Stellungnahme abgesehen. Daher ist auch diesbezlglich davon auszugehen, dass das
Ermittlungsverfahren rechtskonform gefuhrt wurde.a. auch zur Antragstellung fur den Auftreiber bevollmachtigt ist.
Seine Handlungen sind dem jeweiligen Beschwerdefihrer daher zuzurechnen (VwGH vom 17.06.2009, 2008/17/0224).
Der entsprechende Kontrollbericht Gber die Vor-Ort-Kontrolle auf der romisch 40 wurde auch der die rémisch 40
bewirtschaftenden Agrargemeinschaft zum Parteiengehor Ubermittelt. Deren Obmann hat jedoch das Ergebnis dieser
Vor-Ort-Kontrolle zur Kenntnis nehmend von einer entgegnenden Stellungnahme abgesehen. Daher ist auch
diesbezuglich davon auszugehen, dass das Ermittlungsverfahren rechtskonform gefiihrt wurde.
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9. Dass Zahlungsanspruche als nicht genutzt beurteilt wurden, ergibt sich als Folge aus der Bestimmung des Art. 15
Abs. 1 der VO (EG) 1120/2009 und ist soweit nicht zu beanstanden.9. Dass Zahlungsanspriche als nicht genutzt
beurteilt wurden, ergibt sich als Folge aus der Bestimmung des Artikel 15, Absatz eins, der VO (EG) 1120 aus 2009, und

ist soweit nicht zu beanstanden.
10. Die Entscheidung der AMA erfolgte somit zu Recht.

11. Von der Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung konnte gegenstandlich abgesehen werden, da das Verfahren
ausschliel3lich rechtliche Fragen betrifft und die Tatsachenfeststellungen nicht bestritten wurden. Das Gericht konnte
so aufgrund des schriftlichen Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Art. 6 Abs. 1 MRK oder Art.
47 GRC bedeutet hatte (VWGH vom 20.03.2014, 2013/07/0146). Auch der EuGH setzt offensichtlich voraus, dass die
Flachenermittlung im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (INVEKOS) primdr auf Basis der
vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat (vgl. EuGH Urteil vom 27.06.2013, Rs C-93/12 Agrokonsulting).11. Von der
Durchfuhrung einer mundlichen Verhandlung konnte gegenstandlich abgesehen werden, da das Verfahren
ausschliel3lich rechtliche Fragen betrifft und die Tatsachenfeststellungen nicht bestritten wurden. Das Gericht konnte
so aufgrund des schriftlichen Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Artikel 6, Absatz eins, MRK
oder Artikel 47, GRC bedeutet hatte (VWGH vom 20.03.2014, 2013/07/0146). Auch der EuGH setzt offensichtlich voraus,
dass die Flachenermittlung im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (INVEKOS) primar auf Basis
der vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat vergleiche EuGH Urteil vom 27.06.2013, Rs C-93/12 Agrokonsulting).

3.3. Zu Spruchteil B:

Die Revision ist gemaf Art. 133 Abs. 4 B-VG unzulassig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung des VwWGH (siehe die unter
3.2. angeflUhrte Rechtsprechung des VWGH und des EuGH zu den in der Beschwerde angesprochenen Punkten).Die
Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG unzuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung des VwWGH
(siehe die unter 3.2. angefuihrte Rechtsprechung des VWGH und des EuGH zu den in der Beschwerde angesprochenen
Punkten).
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